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II

(Vorbereitende Rechtsakte)

KOMMISSION

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über die Einzelheiten der Ausübung des aktiven und
passiven Wahlrechts bei den Kommunalwahlen für Unionsbürger mit Wohnsitz in einem Mit­

gliedstaat, dessen Staatsangehörigkeit sie nicht besitzen

(94/C 105/09)

KOM(94) 38 endg. — 94/0034(CNS)

(Von der Kommission vorgelegt am 28. Februar 1994)

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION — Mit Rücksicht auf den in Artikel 3b Absatz 3 des Vertra­
ges festgeschriebenen Grundsatz der Verhältnismäßigkeit
darf zudem der Inhalt der einschlägigen Gemeinschafts­
vorschriften nicht über das für die Erreichung des Ziels
von Artikel 8b Absatz 1 des Vertrages erforderliche Maß
hinausgehen .

Artikel 8b Absatz 1 des Vertrages zielt darauf ab , daß
alle Unionsbürger, unabhängig davon, ob sie Staatsange­
hörige des Wohnsitzmitgliedstaats sind oder nicht, dort
ihr aktives und passives Wahlrecht bei den Kommunal­
wahlen unter den gleichen Bedingungen ausüben kön­
nen. Deshalb müssen für die Unionsbürger, die nicht
Staatsangehörige des betreffenden Mitgliedstaats sind ,
insbesondere bezüglich der Wohnsitzdauer und des
Wohnsitznachweises die gleichen Bedingungen gelten
wie sie gegebenenfalls für die Staatsangehörigen dieses
Mitgliedstaats gelten . Die Unionsbürger, die keine
Staatsangehörigen des betreffenden Mitgliedstaats sind,
dürfen keinen besonderen Voraussetzungen unterworfen
sein , es sei denn, die unterschiedliche Behandlung von
in- und ausländischen Staatsangehörigen wäre durch be­
sondere Umstände letzterer gerechtfertigt, die sie von
den ersten unterscheiden .

Artikel 8b Absatz 1 des Vertrages garantiert das aktive
und passive Wahlrecht bei den Kommunalwahlen im
Wohnsitzmitgliedstaat, ohne es an die Stelle des aktiven
und passiven Wahlrechts im Mitgliedstaat zu setzen, des­
sen Staatsangehörigkeit der Unionsbürger besitzt. Es gilt,
die freie Entscheidung dieser Unionsbürger, an den
Kommunalwahlen im Wohnsitzmitgliedstaat teilzuneh­
men oder nicht, zu respektieren ; deshalb ist es angemes­
sen, daß diese Bürger ihren Willen zum Ausdruck brin­
gen, ihr Wahlrecht dort auszuüben .

Die Kommunalverwaltung der Mitgliedstaaten spiegelt
unterschiedliche politische und rechtliche Traditionen
wider und zeichnet sich durch eine große Vielfalt der
Strukturen aus . Der Begriff der Kommunalwahlen ist
nicht in allen Mitgliedstaaten identisch ; deshalb ist es an­
gemessen, den Gegenstand der Richtlinie durch die Defi­
nition des Begriffs der Kommunalwahlen zu präzisieren .
Diese Wahlen schließen die allgemeinen unmittelbaren
Wahlen auf der Ebene der lokalen Gebietskörperschaften

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi­
schen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 8b Ab­
satz 1 ,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments,

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Der Vertrag über die Europäische Union stellt eine neue
Stufe bei der Verwirklichung einer immer engeren Union
der Völker Europas dar. Die Union hat insbesondere die
Aufgabe, die Beziehungen zwischen den Völkern der
Mitgliedstaaten kohärent und solidarisch zu gestalten .
Zu ihren Grundzielen gehört es , den Schutz der Rechte
und Interessen der Staatsangehörigen ihrer Mitgliedstaa­
ten durch Einführung einer Unionsbürgerschaft zu stär­
ken .

Zu diesem Zweck wird mit den Bestimmungen des Titels
II des Vertrages über die Europäische Union eine Uni­
onsbürgerschaft für alle Staatsangehörigen der Mitglied­
staaten eingeführt und ihnen daraus eine Reihe von
Rechten zuerkannt.

Das in Artikel 8b Absatz 1 des Vertrages zur Gründung
der Europäischen Gemeinschaft vorgesehene aktive und
passive Wahlrecht bei den Kommunalwahlen im Wohn­
sitzmitgliedstaat stellt eine Anwendung des Grundsatzes
der Gleichheit und Nichtdiskriminierung zwischen in­
und ausländischen Unionsbürgern sowie eine Ergänzung
des in Artikel 8 a festgeschriebenen Rechts auf Freizügig­
keit und freien Aufenthalt dar.

Die Anwendung von Artikel 8b Absatz 1 des Vertrages
setzt keine globale Harmonisierung der Wahlrechtsord­
nungen der Mitgliedstaaten voraus . Er zielt im wesentli­
chen darauf ab, die Bedingung der Staatsangehörigkeit
aufzuheben, an die zur Zeit in den meisten Mitgliedstaa­
ten die Ausübung des aktiven und des passiven Wahl­
rechts geknüpft ist .
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Listen von in- und ausländischen Kandidaten zu vermei­
den .

Dieses Risiko der Polarisierung betrifft vornehmlich ei­
nen Mitgliedstaat, in dem der Anteil der Unionsbürger
im Wahlalter, die nicht seine Staatsangehörigkeit besit­
zen, 20 v. H. aller Unionsbürger im Wahlalter mit
Wohnsitz in diesem Mitgliedstaat übersteigt ; von daher
ist es wichtig, daß dieser Mitgliedstaat unter Beachtung
von Artikel 8b des Vertrages besondere Bestimmungen
hinsichtlich der Zusammensetzung der Kandidatenlisten
vorsehen kann.

Es ist zu berücksichtigen, daß in bestimmten Mitglied­
staaten die dort wohnhaften Staatsangehörigen anderer
Mitgliedstaaten das Wahlrecht zum nationalen Parla­
ment besitzen und infolgedessen die in dieser Richtlinie
vorgesehenen Formalitäten erleichtert werden können .

Bereits jetzt gewähren bestimmte Mitgliedstaaten allen
Unionsbürgern oder Staatsangehörigen bestimmter Mit­
gliedstaaten das aktive und passive Wahlrecht bei Kom­
munalwahlen . Es ist deshalb angebracht, diese erworbe­
nen Rechte zu achten, indem diese Bürger von bestimm­
ten , in der Richtlinie vorgesehenen Formalitäten ausge­
nommen werden —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN :

KAPITEL I

Allgemeines

Artikel 1

der Grundstufe und ihrer Untergliederungen ein ; es han­
delt sich sowohl um die allgemeinen unmittelbaren Wah­
len zu den kommunalen Vertretungskörperschaften als
auch um die Wahlen der Mitglieder der kommunalen
Exekutivorgane ; Wahlen innerhalb der kommunalen Or­
gane oder unmittelbare und mittelbare Wahlen von Mit­
gliedern einer parlamentarischen Versammlung durch
kommunale •Mandatsträger sind hingegen nicht einge­
schlossen .

Der Ausschluß vom passiven Wahlrecht kann sich aus ei­
ner Einzelfallentscheidung ergeben, die von den Behör­
den des Wohnsitz- oder des Herkunftsmitgliedstaats ge­
troffen werden kann . Angesichts der politischen Bedeu­
tung des Amtes eines kommunalen Mandatsträgers ist es
angebracht, daß die Mitgliedstaaten die erforderlichen
Maßnahmen ergreifen können um zu verhindern, daß
eine in ihrem Herkunftsmitgliedstaat vom passiven
Wahlrecht ausgeschlossene Person in dieses Recht allein
deshalb wieder eingesetzt wird, weil sie ihren Wohnsitz
in einem anderen Mitgliedstaat hat . Dieses besondere
Problem von Kandidaten, die die Staatsangehörigkeit ei­
nes anderen Mitgliedstaats besitzen, rechtfertigt es , daß
die Mitgliedstaaten, die dies wünschen, sie nicht allein
den Ausschlußvorschriften des Wohnsitzmitgliedstaats ,
sondern auch jenen des Herkunftsmitgliedstaats unter­
werfen . Unter Berücksichtigung des Grundsatzes der
Verhältnismäßigkeit ist es ausreichend, das aktive Wahl­
recht allein den Ausschlußgründen des Wohnsitzmit­
gliedstaats unterzuordnen.

Da die Aufgaben des Leiters oder Mitglieds des Exeku­
tivorgans der lokalen Gebietskörperschaften der Grund­
stufe die Teilnahme an der Ausübung der Staatsgewalt
und die Wahrung der allgemeinen Interessen umfassen,
ist es angebracht, daß die Mitgliedstaaten diese Ämter
ihren Staatsangehörigen vorbehalten können.

Wenn die Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten die Ei­
genschaft eines kommunalen Mandatsträgers als unver­
einbar mit anderen Ämtern ansehen, ist es angebracht,
daß die Mitgliedstaaten diese Unvereinbarkeit auf in
anderen Mitgliedstaaten wahrgenommene gleichwertige
Ämter ausdehnen können.

Jede Ausnahme von den allgemeinen Regeln dieser
Richtlinie muß nach Artikel 8b Absatz 1 des Vertrages
aufgrund besonderer Probleme eines Mitgliedstaats ge­
rechtfertigt sein , wobei jede Ausnahmeregelung auf ihren
Ausnahmecharakter hin überprüft werden muß.
Solche besonderen Probleme können sich insbesondere
in einem Mitgliedstaat ergeben, in dem der Anteil von
Unionsbürgern im Wahlalter, die in diesem Mitgliedstaat
ihren Wohnsitz haben, ohne dessen Staatsangehörigkeit
zu besitzen, ganz erheblich über dem Durchschnitt liegt .
Ein Anteil von 20 v. H. solcher Unionsbürger an der ge­
samten Wählerschaft rechtfertigt eine Ausnahmerege­
lung, die sich auf das Kriterium der Wohnsitzdauer
stützt .

Die Unionsbürgerschaft zielt darauf ab , die Unionsbür­
ger in ihrem Aufnahmeland besser zu integrieren ; in die­
sem Zusammenhang entspricht es den Absichten der
Verfasser des Vertrages , jede Polarisierung zwischen den

( 1 ) In dieser Richtlinie werden die Einzelheiten fest­
gelegt, nach denen die Unionsbürger, die ihren Wohnsitz
in einem Mitgliedstaat haben, dessen Staatsangehörigkeit
sie nicht besitzen, dort das aktive und das passive Wahl­
recht bei den Kommunalwahlen ausüben können.

(2) Die Bestimmungen dieser Richtlinie berühren
nicht die einzelstaatlichen Bestimmungen über das aktive
und passive Wahlrecht der Staatsangehörigen des betref­
fenden Mitgliedstaats , die ihren Wohnsitz außerhalb des
Staatsgebiets dieses Mitgliedstaats haben, sowie der
Staatsangehörigen dritter Länder, die in diesem Staat ih­
ren Wohnsitz haben .

Artikel 2

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck :

1 , „lokale Gebietskörperschaft der Grundstufe" die im
Anhang aufgeführten Verwaltungseinheiten, die nach
Maßgabe der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften in
allgemeiner, unmittelbarer Wahl gewählte Organe
besitzen und auf der Grundstufe der politischen und
administrativen Organisation für die Verwaltung be­
stimmter örtlicher Angelegenheiten unter eigener Ver­
antwortung zuständig sind ;

2 . „Kommunalwahlen" die allgemeinen, unmittelbaren
Wahlen, die darauf abzielen, die Mitglieder der Ver­
tretungskörperschaft und gegebenenfalls gemäß den
Rechtsvorschriften jedes Mitgliedstaats den Leiter und
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siv Wahlberechtigten in einer bestimmten lokalen Ge­
bietskörperschaft der Grundstufe oder einem ihrer Wahl­
kreise von einer Mindestwohndauer im Gebiet dieser Ge­
bietskörperschaft abhängt.

Artikel 5

die Mitglieder des Exekutivorgans einer lokalen Ge­
bietskörperschaft der Grundstufe zu bestimmen ;

3 . „Wohnsitzmitgliedstaat" den Mitgliedstaat, in dem
der Unionsbürger seinen Wohnsitz hat, ohne dessen
Staatsangehörigkeit zu besitzen ;

4. „Herkunftsmitgliedstaat" den Mitgliedstaat, dessen
Staatsangehörigkeit der Unionsbürger besitzt ;

5 . „Wählerverzeichnis" das von der zuständigen Be­
hörde nach der Wahlrechtsordnung des Wohnsitzmit­
gliedstaats erstellte und fortgeschriebene amtliche
Verzeichnis aller aktiv Wahlberechtigten, die das
Recht haben, in einer bestimmten lokalen Gebietskör­
perschaft der Grundstufe oder in einem ihrer Wahl­
kreise zu wählen, oder das Melderegister, wenn die
Wahlberechtigung dort ausgewiesen ist ;

6. „maßgeblicher Tag" den Tag oder die Tage, an de­
nen die Unionsbürger gemäß dem Recht des Wohn­
sitzmitgliedstaats die Voraussetzungen erfüllen müs­
sen, um dort wählen oder gewählt werden zu können ;

7 . „förmliche Erklärung" die Erklärung des Betreffen­
den, deren falsche Abgabe nach den geltenden einzel­
staatlichen Rechtsvorschriften strafbar ist.

( 1 ) Die Wohnsitzmitgliedstaaten können bestimmen,
daß jeder Unionsbürger, der nach dem Recht seines
Herkunftsmitgliedstaats infolge einer zivil- oder straf­
rechtlichen Einzelfallentscheidung des passiven Wahl­
rechts verlustig gegangen ist, von der Ausübung dieses
Rechts bei den Kommunalwahlen ausgeschlossen ist.

(2) Die Kandidatur eines Unionsbürgers bei den
Kommunalwahlen im Wohnsitzmitgliedstaat kann für
unzulässig erklärt werden, wenn er die nach Artikel 9
Absatz 2 erforderliche Bescheinigung nicht vorlegen
kann.

(3) Die Mitgliedstaaten können bestimmen, daß nur
ihre eigenen Staatsangehörigen in die Ämter des Leiters
oder Mitglieds des Exekutivorgans einer lokalen Gebiets­
körperschaft der Grundstufe wählbar sind.

Artikel 6

Artikel 3
( 1 ) Die passiv Wahlberechtigten im Sinne des Artikels
3 unterliegen denselben Unvereinbarkeitsbedingungen,
die nach den Rechtsvorschriften des Wohnsitzmitglied­
staats für die Staatsangehörigen dieses Staats gelten .

(2) Die Mitgliedstaaten können bestimmen, daß die
Eigenschaft eines kommunalen Mandatsträgers im
Wohnsitzmitgliedstaat auch unvereinbar ist mit in ande­
ren Mitgliedstaaten ausgeübten Ämtern, die den Ämtern
entsprechen, die eine Unvereinbarkeit im Wohnsitzmit­
gliedstaat nach sich ziehen.

Das aktive und das passive Wahlrecht bei den Kommu­
nalwahlen im Wohnsitzmitgliedstaat gemäß den Bestim­
mungen dieser Richtlinie besitzt jede Person, die am
maßgeblichen Tag

a) Unionsbürger im Sinne von Artikel 8 Absatz 1 Unter­
absatz 2 des Vertrages ist und

b) ohne dessen Staatsangehörigkeit zu besitzen, die Be­
dingungen erfüllt, an die die Rechtsvorschriften dieses
Staates das aktive und das passive Wahlrecht seiner
Staatsangehörigen knüpfen. KAPITEL II

Ausübung des aktiven und des passiven Wahlrechts
Artikel 4

Artikel 7

( 1 ) Der aktiv Wahlberechtigte im Sinne de Artikels 3
übt sein Wahlrecht im Wohnsitzmitgliedstaat aus , wenn
er eine entsprechende Willensbekundung abgegeben hat.

(2) Besteht im Wohnsitzmitgliedstaat Wahlpflicht, so
gilt diese Pflicht auch für die aktiv Wahlberechtigten im
Sinne des Artikels 3 , die sich dort in das Wählerverzeich­
nis haben eintragen lassen . .

( 1 ) Wenn die Staatsangehörigen des Wohnsitzmit­
gliedstaats das aktive oder passive Wahlrecht nur unter
der Voraussetzung besitzen, daß sie ihren Wohnsitz seit
einer Mindestzeit im Staatsgebiet haben, so gilt diese Be­
dingung von den aktiv und passiv Wahlberechtigten im
Sinne des Artikels 3 als erfüllt, wenn sie in anderen Mit­
gliedstaaten für die gleiche Dauer einen Wohnsitz hat­
ten.

(2) Können die Staatsangehörigen des Wohnsitzmit­
gliedstaats nach dessen Rechtsvorschriften nur in der lo­
kalen Gebietskörperschaft der Grundstufe wählen oder
gewählt werden, in der sie ihren Hauptwohnsitz haben,
so unterliegen auch die aktiv und passiv Wahlberechtig­
ten im Sinne des Artikels 3 dieser Bedingung. Ihr Haupt­
wohnsitz wird unter Berücksichtigung ihrer Wohnungen
in anderen Mitgliedstaaten bestimmt.

(3) Absatz 1 berührt nicht die einzelstaatlichen
Rechtsvorschriften, nach denen die Ausübung des akti­
ven und passiven Wahlrechts durch jeden aktiv oder pas­

Artikel 8

( 1 ) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen
Maßnahmen, damit die aktiv Wahlberechtigten im Sinne
des Artikels 3 , die dies beantragt haben, rechtzeitig vor
den Wahlen in das Wählerverzeichnis eingetragen wer­
den können.

(2) Um in das Wählerverzeichnis eingetragen zu wer­
den, hat der aktiv Wahlberechtigte im Sinne des Artikels
3 die gleichen Nachweise wie ein inländischer aktiv
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Artikel 11

Der Wohnsitzmitgliedstaat unterrichtet die aktiv und
passiv Wahlberechtigten im Sinne des Artikels 3 rechtzei­
tig und in geeigneter Form über die Bedingungen und
Einzelheiten für die Ausübung des aktiven und des passi­
ven Wahlrechts in diesem Mitgliedstaat .

KAPITEL III

Ausnahme- und Ubergangsregelungen

Wahlberechtigter zu erbringen . Außerdem hat er eine
förmliche Erklärung mit der Angabe seiner Staatsange­
hörigkeit und seiner Anschrift im Wohnsitzmitgliedstaat
vorzulegen.

Ferner kann der Wohnsitzmitgliedstaat verlangen, daß
der aktiv Wahlberechtigte im Sinne des Artikels 3 einen
gültigen Identitätsausweis vorlegt .

(3) Aktiv Wahlberechtigte im Sinne des Artikels 3 , die
in das Wählerverzeichnis eingetragen worden sind, blei­
ben dort unter den gleichen Bedingungen wie inländische
aktiv Wahlberechtigte so lange eingetragen, bis sie die
Streichung aus diesem Wählerverzeichnis beantragen
oder von Amts wegen gestrichen werden, weil sie die
Voraussetzungen für die Ausübung des aktiven Wahl­
rechts nicht mehr erfüllen . Im Falle der Verlegung des
Wohnsitzes in eine andere lokale Gebietskörperschaft
der Grundstufe desselben Mitgliedstaats werden diese
aktiv Wahlberechtigten in das Wählerverzeichnis dieser
Gebietskörperschaft unter denselben Voraussetzungen
wie ein inländischer aktiv Wahlberechtigter eingetragen .

Artikel 12

Artikel 9

( 1 ) Bei der Einreichung der Erklärung über seine
Kandidatur hat der passiv Wahlberechtigte im Sinne des
Artikels 3 die gleichen Nachweise zu erbringen wie ein
inländischer Kandidat . Außerdem hat er eine förmliche
Erklärung mit der Angabe seiner Staatsangehörigkeit
und seiner Anschrift im Wohnsitzmitgliedstaat vorzule­
gen .

(2) Ferner kann der Wohnsitzmitgliedstaat verlangen,
daß der passiv Wahlberechtigte im Sinne des Artikels 3

— bei Einreichung der Erklärung über seine Kandidatur
eine Bescheinigung der zuständigen Verwaltungsbe­
hörden seines Herkunftsmitgliedstaats vorlegt, mit
der bestätigt wird , daß er in diesem Mitgliedstaat sei­
nes passiven Wahlrechts nicht verlustig gegangen
oder daß diesen Behörden ein solcher Verlust nicht
bekannt ist ;

— einen gültigen Identitätsausweis vorlegt ;

— in seiner förmlichen Erklärung gemäß Absatz 1 an­
gibt, daß er kein gemäß Artikel 6 Absatz 2 unverein­
bares Amt ausübt ;

— seine letzte Adresse im Herkunftsmitgliedstaat angibt.

( 1 ) Liegt in einem Mitgliedstaat am 1 . Januar 1996
der Anteil der Unionsbürger im Wahlalter, die ihren
Wohnsitz in diesem Mitgliedstaat haben, ohne dessen
Staatsangehörigkeit zu besitzen, über 20 % aller Unions­
bürger im Wahlalter mit Wohnsitz in diesem Mitglied­
staat, so kann dieser Mitgliedstaat in Abweichung von
dieser Richtlinie

a) das aktive Wahlrecht denjenigen aktiv Wahlberechtig­
ten im Sinne des Artikels 3 vorbehalten, die in diesem
Mitgliedstaat seit einer Mindestzeit, die die Dauer ei­
ner Amtszeit der kommunalen Vertretungskörper­
schaft nicht überschreiten darf, ihren Wohnsitz ha­
ben, und

b) das passive Wahlrecht denjenigen passiv Wahlberech­
tigten im Sinne des Artikels 3 vorbehalten, die in die­
sem Mitgliedstaat seit einer Mindestzeit, die die
Dauer von zwei Amtszeiten dieser Vertretungskör­
perschaft nicht überschreiten darf, ihren Wohnsitz
haben, und

c) geeignete Maßnahmen hinsichtlich der Zusammenset­
zung der Kandidatenlisten erlassen, die insbesondere
darauf abzielen, die Integration von Unionsbürgern,
die Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaats
sind, zu erleichtern .

(2) Wenn am 1 . Januar 1996 die Staatsangehörigen ei­
nes Mitgliedstaats , die in einem anderen Mitgliedstaat
ihren Wohnsitz haben, nach den Rechtsvorschriften eines
Mitgliedstaats dort das Wahlrecht für die Wahlen zum
nationalen Parlament dieses Mitgliedstaats besitzen und
zu diesem Zweck unter genau denselben Bedingungen
wie die inländischen aktiv Wahlberechtigten in die Wäh­
lerverzeichnisse eingetragen werden können, so braucht
der erstgenannte Mitgliedstaat abweichend von den Be­
stimmungen dieser Richtlinie die Artikel 5 bis 11 auf
diese Staatsangehörige nicht anzuwenden.

(3 ) Die Kommission legt dem Rat und dem Europäi­
schen Parlament bis zum 31 . Dezember 1998 und danach
jeweils alle sechs Jahre einen Bericht vor, in dem sie
prüft, ob die Gründe, die die Gewährung einer Aus­
nahme nach Artikel 8b Absatz 1 des Vertrages zugunsten
der betreffenden Mitgliedstaaten gerechtfertigt haben,
fortbestehen ; sie schlägt gegebenenfalls vor, daß geeig­
nete Anpassungen vorgenommen werden .

Die Mitgliedstaaten, die Ausnahmeregelungen nach den
Absätzen 1 und 2 anwenden, übermitteln der Kommis­
sion die erforderlichen Begründungen.

Artikel 10

( 1 ) Der Wohnsitzmitgliedstaat unterrichtet den Be­
treffenden darüber, wie über seinen Antrag auf Eintra­
gung in das Wählerverzeichnis oder die Frage der Zuläs­
sigkeit seiner Kandidatur entschieden wurde .

(2) Bei Ablehnung des Antrags auf Eintragung in das
Wählerverzeichnis oder bei Ablehnung der Kandidatur
kann der Betreffende die Rechtsbehelfe einlegen, die die
Rechtsvorschriften des Wohnsitzmitgliedstaats in ver­
gleichbaren Fällen für die inländischen aktiv und passiv
Wahlberechtigten vorsehen .
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Artikel 13 dem 1 . Januar 1996 nachzukommen. Sie setzen die
Kommission unverzüglich davon in Kenntnis.

Wenn die Mitgliedstaaten die Vorschriften nach Absatz
1 erlassen, nehmen sie in diesen Vorschriften selbst oder
durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung
auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln
die Einzelheiten der Bezugnahme.

Die Unionsbürger, die am 1 . Januar 1996 bereits das ak­
tive Wahlrecht für die Kommunalwahlen in dem Wohn­
sitzmitgliedstaat haben und in diesem Mitgliedstaat in ei­
nem Wählerverzeichnis geführt werden, brauchen die in
Artikel 8 vorgesehenen Formalitäten anläßlich der ersten
Kommunalwahlen nicht zu erfüllen, auf die diese Richt­
linie gemäß den Bestimmungen des Artikels 14 Anwen­
dung findet.

Artikel 75

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf­
ten in Kraft.

KAPITEL IV

Schlufibestimmungen

Artikel 14
Artikel 16

Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts­
und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie vor Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

ANHANG

zur Richtlinie über die Einzelheiten der Ausübung des aktiven und passiven Wahlrechts bei Kommunal­
wahlen für Unionsbürger mit Wohnsitz in einem Mitgliedstaat, dessen Staatsangehörigkeit sie nicht besitzen
Im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 dieser Richtlinie gelten als lokale Gebietskörperschaften der Grundstufe :
— tn Danemark:

— amtskommune, Københavns kommune, Frederiksbergs kommune,

— primærkommune ;

— in Belgien :

— commune/gemeente/Gemeinde ;

— in Deutschland:

— kreisfreie Stadt bzw. Stadtkreis ; Kreis,

— Gemeinde, Bezirk in der Freien und Hansestadt Hamburg und im Land Berlin,

— Stadt-, Gemeinde- oder Ortsbezirke bzw. Ortschaften ;

— in Griechenland:

— KOtvôtTK (koinbtis),

— δήμος (dimos);

— m Spanien:

— municipio,

— entidad de ámbito territorial inferior al municipal ;

— in Frankreich :

— commune,

— arrondissement dans les villes déterminées par la législation interne, section de commune ;

— in Irland:

— county, county borough,

— urban district, non-county borough, town ;
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— in Italien :

— comune,

— circoscrizione ;

— in Luxemburg :
— commune ;

— in den Niederlanden :

— gemeente,

— deelgemeente ;
— in Portugal:
— conselhos, municipios,
— freguesias ;

— im Vereinigten Kônigreich :
— counties in England und Wales, regions in Schottland,
— districts , metropolitan districts , London boroughs, isles authorities,
— parishes in England, communities in Schottland und Wales .

Vorschlag für eine Verordnung (EG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr.
3438/92 des Rates über Sondermaßnahmen für den Transport von frischem Obst und Gemüse

mit Ursprung in Griechenland hinsichtlich ihrer Anwendungsdauer

(94/C 105/ 10)

(Text von Bedeutung für den EWR)

KOM(94) 89 endg. — 94/0075(CNS)

(Von der Kommission vorgelegt am 23. März 1994)

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION — Marktbeteiligten, die diese Gebiete umfahren müssen,
für eine Dauer von höchstens einem Jahr zu verlän­
gern —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

In Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr.
3438 /92 wird die Angabe „ 1992 und 1993" ersetzt durch
die Angabe „ 1992, 1993 und 1994".

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro­
päischen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 43
Absatz 2 ,

auf Vorschlag der Kommission,
nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ,
in Erwägung nachstehender Gründe :
Mit der Verordnung (EWG) Nr. 3438 /92 des Rates vom
23 . November 1992 (*) sind Sondermaßnahmen für den
Transport von bestimmtem Obst und Gemüse mit Ur­
sprung in Griechenland eingeführt worden, das 1992 und
1993 in die anderen Mitgliedstaaten mit Ausnahme von
Italien , Spanien und Portugal versandt wurde .
Da die Auseinandersetzungen in den Gebieten des ehe­
maligen Jugoslawien anhalten, ist es angezeigt, diese
Maßnahmen mit einer vorübergehenden Hilfe für die

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröf­
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
in Kraft .

Sie gilt ab 1 . Januar 1994 .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich
und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.0) AB1. Nr. L 350 vom 1 . 12 . 1992 , S. 1 .


